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METRIX 

83 der Fortune 500-Unternehmen (der 2017 veröffentlichten Liste) stellen 
Taiwan, Hongkong und Macao bislang noch nicht als Teil Chinas auf ihren 
Webseiten dar. Zu diesem Ergebnis kommen die Chinesische Akademie der 
Sozialwissenschaften (CASS) und das Forschungsinstitut für Internetent-
wicklung der Peking University. Die chinesische Führung hatte im vergan-
genen Jahr gezielt Unternehmenswebseiten überprüft und beispielsweise 
die US-amerikanische Hotelkette Marriott in den sozialen Medien attackiert, 

weil sie u.a. in einem Fragebogen Taiwan, Hongkong und Macao gesondert aufgeführt hatten. Darauf-
hin griffen viele Unternehmen zur Selbstzensur und zeigten Taiwan sowie die beiden ehemaligen Kolo-
nien auf allen Karten und Webseiten als Teil Chinas. Zu den Unternehmen, die bislang nicht dieser Linie 
folgen, zählen Apple, Amazon und Siemens. 

 

http://www.globaltimes.cn/content/1136038.shtml
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THEMA DER WOCHE 

Deutschland fordert mehr EU-Zusammenhalt im Umgang mit China 

Die Bundesregierung und führende Wirtschaftsvertreter werben für einen stärkeren europäischen Zu-
sammenhalt und ein selbstbewussteres Auftreten gegenüber China. In einem neuen Strategiepapier 
appelliert der Bund der Deutschen Industrie (BDI) an die Politik, sich stärker für die wachsende Konkur-
renz mit China zu rüsten. China mit seiner staatlich gelenkten Volkswirtschaft befinde sich zunehmend 
im System-Wettbewerb mit liberalen Marktwirtschaften, heißt es in dem am 10. Januar veröffentlichten 
Strategiepapier, das deutlich vom bisherigen Kurs des BDI abweicht. Der Verband warnt deutsche Un-
ternehmen zudem davor, sich zu sehr von China abhängig zu machen. 

Die Bundesregierung bemüht sich derweil, die Geschlossenheit der EU gegenüber China zu stärken. 
So will Berlin laut Medienberichten unter der deutschen EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Jahres-
hälfte 2020 erstmals einen EU-China-Gipfel mit allen Mitgliedsstaaten organisieren.  Bisher finden EU-
Treffen mit der chinesischen Führung nur mit den Spitzen der EU-Institutionen statt, also mit EU-Kom-
missionspräsident Juncker und EU-Ratspräsident Tusk.  

China war 2017 nach den USA der zweitgrößte Handelspartner der EU. Schon länger beklagen die 
Bundesregierung und die deutsche Industrie, dass die EU-Staaten nicht geschlossen gegenüber China 
auftreten und dass die EU-Institutionen die Anliegen der Mitgliedsstaaten nicht ausreichend vertreten. 
China hat zudem durch Direktinvestitionen und mit dem 16+1-Format an Einfluss in Europa gewonnen.  

Zunehmend kritischere Töne gegenüber China kommen auch von einzelnen Mitgliedern der Bundesre-
gierung. Zuletzt hatte Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU) während einer Afrika-Reise  Schwellen-
länder vor einer wachsenden Abhängigkeit von chinesischen Krediten gewarnt.   

Eine neuer China-Kurs lässt sich aus den jüngsten Äußerungen und Verlautbarungen noch nicht able-
sen. Viele deutsche Unternehmen profitieren vom chinesischen Markt und wollen ihre guten Beziehun-
gen zu China nicht gefährden. So kam vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK) deut-
liche Kritik am Strategiepapier des BDI.  Der DIHK-Außenwirtschaftschef Volker Treier betonte die 
Chancen der Zusammenarbeit mit China. Rund 900.000 Arbeitsplätze in Deutschland hingen vom Ex-
port nach China ab. Man könne ein politisches Regime nicht ändern, indem man sich aus dessen Volks-
wirtschaft zurückziehe, so Treier 

Zudem stellt sich die Frage, wie sich der Asien-Pazifik-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft positionie-
ren wird, wenn Siemens-Chef Joe Kaeser die APA-Leitung Ende Februar übernimmt. Kaeser gilt als 
China-freundlich, auch wenn er in einem Zeitungsinterview kürzlich deutliche Kritik an der Übernahme 
des Roboterherstellers Kuka durch den chinesischen Investor Midea geübt hatte. 

Deutschlands künftiges Verhältnis zu China spielt auch beim Umgang mit dem chinesischen Netzwerk-
ausrüster Huawei eine Rolle, der international wegen Spionagevorwürfen in der Kritik steht. Nach den 

https://bdi.eu/artikel/news/bdi-praesentiert-54-forderungen-zum-wettbewerb-mit-china/
https://www.handelsblatt.com/politik/international/bilaterale-kontakte-angela-merkel-plant-offenbar-eu-china-gipfel-in-deutschland/23864140.html
https://www.dw.com/de/minister-m%C3%BCller-warnt-vor-chinas-krediten/a-47107519
https://www.dw.com/de/minister-m%C3%BCller-warnt-vor-chinas-krediten/a-47107519
https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Siemens-wollte-Kuka-kaufen-Woran-der-Deal-scheiterte-id52996426.html
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USA und Neuseeland hat auch Australien Huawei vom Aufbau des neuen Mobilfunkstandards 5G aus-
geschlossen. In Deutschland endet die Bewerbungsfrist für die 5G-Fequenzen am Freitag (25. Januar). 
Die Frequenz-Versteigerung durch die Bundesnetzagentur ist für das Frühjahr geplant. 

CHINA UND DIE WELT 

Hunderte Demonstranten schlossen sich in Kirgisien anti-chinesischer Kundgebung an 

Hunderte Protestierende machten in der kirgisischen Hauptstadt Bischkek ihrem Unmut über den wach-
senden chinesischen Einfluss in der Region Luft. Die Demonstranten, die sich vergangene Woche im 
Zentrum der Stadt versammelten, forderten die Regierung auf, die Zahl der Arbeitsgenehmigungen für 
Chinesen zu deckeln, die Verschuldung Kirgisiens gegenüber China abzubauen und andere Maßnah-
men zu ergreifen, um Chinas Präsenz in der Region zu verringern.  

Dabei handelte es sich um die bislang größten anti-chinesischen Proteste in Zentralasien. Die Demonst-
ranten verlangten u.a. die Freilassung muslimischer Minderheiten, darunter Kirgisen, die in Lagern in 
der Autonomen Region Xinjiang festgehalten werden.  

China hat in Zentralasien massiv investiert. Die Region ist von zentraler Bedeutung für die chinesische 
Seidenstraßeninitiative. China wiederum ist für Kirgisien der wichtigste Handelspartner, Investor und 
Kreditgeber. Zwei chinesische Entwicklungsbanken halten ein Drittel aller kirgisischen Auslandsschul-
den. Unter vielen Kirgisen ist die Sorge vor einer Abhängigkeit von China vergangenes Jahr in Zorn 
umgeschlagen, als Arbeiten an Bischkeks wichtigstem Kraftwerk in Besitz eines chinesischen Investors 
zu einem fünftägigen Stromausfall führten.  

Es ist unwahrscheinlich, dass die jüngsten Proteste Einfluss auf die Beziehungen zu Beijing haben wer-
den. Eine anti-chinesische Stimmung ist jedoch nicht nur in Kirgisien wahrzunehmen. Dies könnte  Pro-
jekte der Belt and Road-Initiative in der Region verzögern oder sogar aufhalten. 

Brief an Xi – Ehemalige Diplomaten und Wissenschaftler fordern Freilassung von zwei Kanadiern 

143 ehemalige Diplomaten und Wissenschaftler aus 19 Ländern haben am Montag einen offenen Brief 
an Staats- und Parteichef Xi Jinping unterzeichnet. Darin fordern sie die Freilassung der beiden Kana-
dier Michael Kovrig und Michael Spavor. Der ehemalige Diplomat und Vertreter der International Crisis 
Group in Hongkong und der Geschäftsmann, der Reisen nach Nordkorea organisiert, waren am 10. 
Dezember in China verhaftet worden. Beobachter gehen davon aus, dass die Verhaftung im direkten 
Zusammenhang mit der Festnahme von Meng Wanzhou, der Finanzchefin von Huawei in Kanada, steht.  

Die Unterzeichner schreiben, dass sie sehr beunruhigt seien über die Festnahme der beiden Kanadier. 
Kovrig habe sich „regelmäßig und offen mit chinesischen Offiziellen, Wissenschaftlern und Forschern 
getroffen, um Chinas Position in einer Reihe von internationalen Fragen besser zu verstehen.“ Weiter 
heißt es, die Verhaftung der beiden Männer signalisiere, dass diese Art der konstruktiven Arbeit in China 

https://uk.reuters.com/article/uk-kyrgyzstan-protests-china/kyrgyz-police-disperse-anti-chinese-rally-idUKKCN1PB1L7
https://www.rferl.org/a/anti-china-protesters-fined-in-kyrgyzstan/29717288.html
https://www.rferl.org/a/anti-china-protesters-fined-in-kyrgyzstan/29717288.html
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2183027/chinese-detention-canadians-unites-experts-19-countries-call
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2183027/chinese-detention-canadians-unites-experts-19-countries-call
https://www.faz.net/aktuell/politik/brief-an-xi-fach-phalanx-fordert-kanadier-freizulassen-16002085.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/brief-an-xi-fach-phalanx-fordert-kanadier-freizulassen-16002085.html
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nicht mehr willkommen und sogar riskant sei. Wörtlich heißt es: „Wir, die wir Kovrigs und Spavors Be-
geisterung für den Aufbau aufrichtiger, produktiver und dauerhafter Beziehungen teilen, müssen nun 
vorsichtiger dabei sein, nach China zu reisen, dort zu arbeiten und unsere chinesischen Partner einzu-
binden.“ Diese werde zu weniger Dialog und größerem Misstrauen in den Beziehungen führen. Dies 
wiederum sei zum Nachteil von China und dem Rest der Welt.  

Unter den Diplomaten befinden sich ehemalige China-Botschafter aus Kanada, den USA, Großbritan-
nien, Australien, Deutschland (Dr. Volker Stanzel) und Schweden sowie ehemalige Außenminister von 
Großbritannien und Australien. Zu den Wissenschaftlern gehören u.a. die renommierten China-Exper-
ten Jerome Cohen, Orville Shell, Susan Shirk, Francois Godement sowie verschiedene Vertreter von 
MERICS und Janka Oertel vom German Marshall Fund. Sie warnt in einem Gastbeitrag für die FAZ 
davor, dass man sich an Geiselnahmen als vermeintlich probates Mittel der Diplomatie gewöhnt. „Dabei 
sollte der Fall aufrütteln – gerade in Deutschland, das so enge Handelsbeziehungen zu China pflegt. 
Für gute Beziehungen zueinander ist das Wissen übereinander zentral.“ 

Das chinesische Außenministerium bezeichnete den Brief als „Fehler.“ Die Unterzeichner setzten Akti-
vitäten, die Chinas nationale Sicherheit gefährdeten, mit dem Engagement für politische Studien und 
diplomatische Arbeit gleich, so eine Sprecherin. Das sei eine Respektlosigkeit gegenüber Menschen, 
die sich für die Förderung des freundschaftlichen Austauschs mit anderen Ländern einsetzten.  

Durchgesickerte Details zu chinesischen Krediten für Kenia entfachen Debatte 

Details über Verträge für chinesische Infrastrukturinvestitionen im Ausland kommen nur selten ans Licht. 
In Kenia haben öffentlich gewordene Inhalte eines solchen Vertrags für Diskussionen gesorgt und zu 
Bedenken hinsichtlich der – von Kritikern so bezeichneten – „Schuldendiplomatie“ Beijings geführt.  

Die größte kenianische Zeitung „The Daily Nation“ veröffentlichte vergangene Woche Details über einen 
Bahnauftrag aus dem Jahr 2014 zwischen der kenianischen Regierung und der chinesischen Exim 
Bank, der für die kenianische Seite ungünstige Bedingungen und versteckte Fallen enthält. Dem Bericht 
zufolge besagt der Vertrag für eine Bahnstrecke zwischen Mombasa und Nairobi (Standard Gauge Rail-
way, SGR), dass die chinesische Regierung Anspruch auf strategische Vermögenswerte hat, wenn Ke-
nia das 1,6 Milliarden US-Doller hohe Darlehen nicht zurückzahlen kann. Kenia verpflichtete sich in dem 
Vertrag zudem, beim Bau und Betrieb der Bahnlinie chinesische „Waren, Technologien und Dienstleis-
tungen“ einzusetzen. Eine Verschwiegenheitsklausel wiederum beinhaltet, dass die kenianische Regie-
rung die Bedingungen des Vertrags nur nach der schriftlichen Einwilligung Beijings offenlegen darf. 
Sämtliche Streitfragen müssten zudem in Beijing geschlichtet werden. Unklar bleibt, wie die Zeitung an 
den Vertrag gelangt war und dessen Authentizität überprüfen konnte.  

Der Standard Gauge Railway ist das größte Infrastrukturprojekt Kenias seit der Unabhängigkeit. Die 
Bahnstrecke, die die beiden größten Städte des Landes verbindet, war 2017 eingeweiht worden. Im 
Dezember wies der kenianische Präsident Uhuru Kenyatta Behauptungen zurück, dass chinesische 
Darlehen dem Land geschadet hätten. Kritiker sehen in dem Vertrag zwischen der Exim Bank und 
Nairobi hingegen einen möglichen Beleg für Chinas „Schuldendiplomatie“, die Empfängerländer belastet. 
China hatte Anschuldigungen dieser Art wiederholt zurückgewiesen.  

https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/gastbeitrag-es-geht-um-viel-mehr-als-kanadier-in-haft-16002154.html
https://www.voanews.com/a/kenyan-government-faces-backlash-after-chinese-contract-leaks/4743500.html
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Kurz gemeldet 

• Davos: Start des Weltwirtschaftsforums überschattet von US-China-Handelskrieg  
• 5G Netz: Chinesischer Botschafter droht mit Folgen, sollte Kanada Huawei ausschließen 
• Verteidigungspakt: Philippinen wollen Washingtons Unterstützung im Südchinesischen Meer 
• Washington: Geheimdienstbericht warnt vor steigendem Selbstbewusstsein der chinesischen 

Armee 

INNENPOLITIK, GESELLSCHAFT UND MEDIEN 

Kanadier droht in China die Todesstrafe nach Wiederaufnahme seines Prozesses 

Die ungewöhnliche Geschwindigkeit des Wiederaufnahmeverfahrens und die Präsenz internationaler 
Journalisten bei der Urteilsverkündung werfen die Frage auf, ob politische Motive dahinterstehen, dass 
der Kanadier Robert Lloyd Schellenberg zum Tode verurteilt wurde. Das Mittlere Volksgericht von Da-
lian verhängte am 14. Januar nach nur eintägigem Wiederaufnahmeverfahren die Todesstrafe gegen 
den 36-jährigen.  

Der Fall war zuvor nur äußerst langsam vorangetrieben worden. Nach der Verhaftung Schellenbergs 
wegen Drogenschmuggels im Dezember 2014 war rund 15 Monate lang über den Fall gar nichts be-
kannt geworden. Es dauerte zwei weitere Jahre, bis der Kanadier am 20. November 2018 zu 15 Jahren 
Gefängnis verurteilt wurde. Schellenberg legte gegen das Urteil Berufung ein.  

Seit Dezember 2018 wurde der Fall mit ungewöhnlicher Eile verfolgt. Nachdem das Oberste Volksge-
richt von Liaoning den Widerspruch geprüft hatte, entschied es am 29. Dezember – nach nur 20-minü-
tiger Beratung –, den Fall wegen eines zu „milden Urteils“ an die erste Instanz zur Wiederaufnahme 
zurückzuverweisen. Nur rund zwei Wochen später wurde der Fall am 14. Januar verhandelt. Mehrere 
internationale Journalisten waren zur Anhörung geladen und verfolgten die Verurteilung Schellenbergs 
zum Tode. Ein chinesischer Anwalt bezeichnete diesen Vorgang rückblickend als beispiellos. Schellen-
bergs Verteidigung legte Einspruch ein und begründete dies damit, dass keine substantiellen neuen 
Beweise erbracht worden seien, die eine Wiederaufnahme und die härtere Strafe rechtfertigen würden. 
Die Anhebung der Strafe im Wiederaufnahmeverfahren war jedoch formal möglich, weil die Staatsan-
waltschaft eine zusätzliche Anklageschrift auf Grundlage neuer Beweise eingereicht hatte, die angeblich 
gerade ans Licht gekommen waren. 

Die Verurteilung fällt zusammen mit der diplomatischen Krise zwischen China und Kanada, die sich aus 
der Verhaftung der Huawei-Finanzchefin Meng Wanzhou durch kanadische Behörden und die kurze 
Zeit später erfolgte Verhaftung von zwei Kanadiern in China entwickelte (siehe Meldung zu offenem 
Brief an Xi Jinping). Zwar wurden im Schellenberg-Fall keine formalen Verfahren verletzt, doch die äu-
ßeren Umstände lassen vermuten, dass politische Motive hinter dem Urteil stehen. Möglicherweise wird 
der Fall im diplomatischen Tauziehen zwischen China und Kanada noch als Verhandlungsmasse ein-
gesetzt. 

https://www.cnbc.com/2019/01/20/davos-opens-with-us-china-contest-as-the-key-problem-of-our-time.html
https://www.theglobeandmail.com/politics/article-china-threatens-reprisals-if-canada-bans-huawei-from-its-5g-networks/
https://www.scmp.com/week-asia/geopolitics/article/2182578/philippine-defence-chief-urges-review-us-treaty-amid-south
https://www.defensenews.com/news/your-military/2019/01/15/new-defense-intelligence-assessment-warns-china-nears-critical-military-milestone/
https://www.defensenews.com/news/your-military/2019/01/15/new-defense-intelligence-assessment-warns-china-nears-critical-military-milestone/
https://www.lawfareblog.com/chinas-hostage-diplomacy-0
https://www.stern.de/panorama/stern-crime/china-verurteilt-kanadier-zum-tode---beziehung-der-laender-belastet-8532214.html
https://chinachange.org/2019/01/16/the-schellenberg-affair-chinese-lawyers-and-law-professors-opposing-courts-handling-of-robert-schellenbergs-case/
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Hongkong will Respekt vor der Nationalhymne gesetzlich durchsetzen 

Damit soll künftig Schluss sein: Hongkonger Fußballfans, die buhen, wenn im Stadion die chinesische 
Nationalhymne erklingt. Die Hongkonger Regierung hat diese Woche ein Gesetz vorgestellt, das die 
Schmähung der Hymne in der Sonderverwaltungszone unter Strafe stellt. Nach Informationen der South 
China Morning Post gehören dazu die kommerzielle Nutzung der Hymne oder die öffentliche Beleidi-
gung, ebenso wie die billigende Weiterleitung von Parodien der Hymne oder Videoclips von Leuten, die 
sie missachten. Sollte das Hongkonger Parlament dem Gesetz im Laufe des Jahres zustimmen, droht 
Verurteilten eine Geldstrafe von bis zu 50.000 Hongkong-Dollar (etwa 5.600 Euro) oder drei Jahre Ge-
fängnis. Gleichzeitig müssten alle Schüler in Hongkong künftig die Nationalhymne lernen.  

Die chinesische Regierung hatte bereits vor geraumer Zeit ein Gesetz erlassen, das seit dem 1. Oktober 
2017 in Kraft ist und "respektloses oder verunglimpfendes" Verhalten gegenüber der Hymne unter Strafe 
stellt.  Anlass für die neue Gesetzeslage sind anhaltende Proteste während verschiedener Fußballspiele 
in den vergangenen drei Jahren. Besucher hatten wiederholt gebuht oder dem Spielfeld ihren Rücken 
zugekehrt. Damit wollen sie gegen die Zentralregierung protestieren. Seit der Niederschlagung der Re-
genschirm-Revolte im Jahr 2014 gilt das Verhältnis zwischen der chinesischen Zentralregierung und 
einem großen Teil der Hongkonger Bevölkerung als angespannt.  

Die Hongkonger Studentenvereinigung veröffentliche unterdessen eine Erklärung, in der sie das neue 
Gesetz als Instrument der politischen Unterdrückung verurteilt. Insbesondere die Tatsache, dass das 
Gesetz es den Hongkonger Behörden erlauben würde, Fälle rückwirkend für die Dauer von zwei Jahren 
zu verfolgen, sorgt für Kritik.   

Mareike Ohlberg, wissenschaftliche Mitarbeiterin am MERICS: „Dies bedeutet eine weitere Aufwei-
chung von Hongkongs speziellem „Ein Land – zwei Systeme“-Status. Das Gesetz widerspricht der 
Hongkonger Verfassung, die Meinungsfreiheit garantiert.“   

Kurz gemeldet   

• Macau: ehemalige Aktivistin der Hongkonger Regenschirmbewegung erhält Einreiseverbot 
• Shenzhen: Universität feuert He Jiankui – Der Wissenschaftler soll Genmanipulation für eigene 

Zwecke missbraucht haben 
• Taiwan: Zustimmung für Tsai Ing-wen steigt um zehn Prozentpunkte nach Xis Taiwanrede 
• Internetzensur: Neue Regeln für Kontrolle von Inhalten auf Kurzfilmplattformen veröffentlicht 

https://www.dw.com/en/hong-kong-moves-to-criminalize-insults-to-chinese-national-anthem/a-47189564
http://www.spiegel.de/sport/fussball/hongkong-buhrufe-bei-der-chinesischen-nationalhymne-a-1173250.html
http://www.spiegel.de/sport/fussball/hongkong-buhrufe-bei-der-chinesischen-nationalhymne-a-1173250.html
http://www.hkusu.org/en/drawn-into-the-mire-statement-from-students-unions-of-higher-institutions-on-opposition-to-the-legislation-of-national-anthem-law-in-hong-kong/
https://www.straitstimes.com/asia/east-asia/macau-denies-entry-to-hong-kong-former-activist-leader
http://time.com/5509239/china-university-fires-he-jiankui-gene-editing/
http://time.com/5509239/china-university-fires-he-jiankui-gene-editing/
https://www.scmp.com/news/china/politics/article/2183001/poll-boost-taiwans-president-tsai-ing-wen-after-tough-stance
http://chinamediaproject.org/2019/01/13/a-censor-for-every-1000-videos-please/
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WIRTSCHAFT, FINANZEN UND TECHNOLOGIE 

China erlebt niedrigstes Wirtschaftswachstum seit fast 30 Jahren  

Die chinesische Wirtschaft kühlte im vierten Quartal 2018 merklich ab. Das Gesamtwachstum des letz-
ten Jahres erreichte den niedrigsten Stand seit 1990. Nach den am Montag veröffentlichten Wachs-
tumszahlen stieg das BIP-Wachstum im vierten Quartal um 6,4 Prozent und im gesamten Jahr 2018 um 
6,6 Prozent. Nachlassender Binnenkonsum und eine schwächere Exportwirtschaft sorgten maßgeblich 
für die Verlangsamung. Die Zahlen reflektieren bisher jedoch noch nicht den Handelskonflikt mit den 
USA. Sollte dieser sich verschärfen, könnten die Exportzahlen einbrechen. 

In den letzten Monaten hatte die chinesische Regierung versucht, mit verschieden Anreizen die Wirt-
schaft anzukurbeln. Dazu gehörten Steuersenkungen, Infrastrukturinvestitionen und Extra-Kredite für 
mittlere und kleine Unternehmen. Für 2019 wird eine weitere Verlangsamung des Wirtschaftswachs-
tums erwartet. Die Regierung wird weiterhin versuchen, kurzfristig mit Anreizen gegenzusteuern, doch 
langfristige Risiken für die chinesische Wirtschaft bleiben bestehen.  

MERICS Analyse: Unter Druck: Chinas Wirtschaft schwächelt. MERICS Economic Indicators Q4/2018 
von Max J. Zenglein und Maximilian Kärnfelt. 

Geburtenrate in China sinkt auf Rekordtief 

Eine Lockerung der Bevölkerungspolitik hat in China bislang nicht zu einem Babyboom geführt. Dies 
belegen offizielle Zahlen, die am Montag veröffentlicht wurden. Demnach fiel die Zahl der Geburten im 
vergangenen Jahr auf 15,23 Millionen, den niedrigsten Stand, seit die Familienplanungspolitik 2014 
gelockert wurde. Dies entspricht 10,94 Geburten pro 1.000 Einwohner im vergangenen Jahr. 2017 wa-
ren es noch 12,43 Geburten pro 1.000 Einwohner gewesen. Zuletzt war die Geburtenrate in China 1961 
so niedrig gewesen, inmitten der großen Hungersnot, als Millionen Menschen verhungerten.  

Der Geburtenrückgang hat Einfluss auf die Altersstruktur der chinesischen Bevölkerung. Der Anteil der 
über 65-jährigen liegt inzwischen bei 10,6 Prozent. Zum Vergleich: 1961 waren es nur 3,7 Prozent.  

Die chinesische Führung hatte 2014 eine Lockerung der Bevölkerungspolitik beschlossen, nachdem sie 
Jahrzehntelang den meisten Paaren nur ein Kind zugestanden hatte. Seit 2016 dürfen alle Ehepaare in 
den Städten zwei Kinder bekommen. Viele Paare machen von diesem Recht jedoch keinen Gebrauch, 
weil sie es sich angesichts der steigenden Immobilienpreise nicht leisten können, für die Gesundheits-
versorgung und Ausbildung von zwei Kindern zu zahlen. In den chinesischen Medien wird bisweilen 
kritisiert, dass Frauen mitunter auch ganz bewusst eine eigene Berufstätigkeit und Karriere der Mutter-
rolle vorziehen.  

Die niedrige Geburtenrate hat Folgen für Chinas künftige wirtschaftliche Entwicklung. Sie erhöht den 
Druck auf die Wirtschaft, die bereits in Teilen mit Arbeitskräftemangel und einer rapiden alternden Be-

https://www.scmp.com/economy/china-economy/article/2182948/china-economy-slows-further-matching-its-lowest-ever-quarterly
https://www.scmp.com/economy/china-economy/article/2182948/china-economy-slows-further-matching-its-lowest-ever-quarterly
https://www.merics.org/de/merics-trackers/economic-indicators-q4-2018
https://www.tagesschau.de/ausland/china-geburtenrate-101.html
https://www.nytimes.com/interactive/2019/01/17/world/asia/china-population-crisis.html
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völkerung umgehen muss. Gleichzeitig wird deutlich, dass China inzwischen mit ähnlichen Herausfor-
derungen zu kämpfen hat wie Hongkong, Taiwan, Singapur, Südkorea und Japan, wo die Geburtenrate 
auch sehr niedrig ist.  

Kurz gemeldet   

• Finanzdialog: Deutschland und China bauen Finanzkooperation aus – Marktzugang soll erleich-
tert werden 

• Blockchain: Neue Regeln der chinesischen Cyberspace-Verwaltung erschweren Nutzung 
• 5G-Forschung: Innovationspark mit 5G-Netzwerk in Hangzhou eröffnet 
• Seidenstraße: Erster Zug nach Duisburg verlässt den Hafen in Ningbo Zhoushan 
• Medizin: China ermutigt Krankenhäuser zu Vorratskauf von Medikamenten, um Preise zu sen-

ken 

DER EUROPÄISCHE BLICK 

Chinesische Satellitenstation in Nordschweden dient möglicherweise zur Spionage und Über-
wachung  

Wissenschaftler des schwedischen Verteidigungsministeriums haben am 13. Januar in einem Fernse-
hinterview einen schwerwiegenden Verdacht geäußert. Sie warnten davor, dass eine chinesische Sa-
tellitenstation im nordschwedischen Kiruna möglicherweise vom chinesischen Militär zur Spionage und 
Überwachung von schwedischen Telekommunikations- und Infrastrukturbereichen eingesetzt wird. Of-
fiziell handelt es sich bei der Station um eine zivile Einrichtung, dennoch forderten die Wissenschaftler 
eine Überprüfung. Die chinesische Botschaft in Schweden veröffentlichte umgehend eine Stellung-
nahme, in der sie von unverantwortlichen Lügen spricht.  

China und Schweden befinden sich seit einiger Zeit in einem diplomatischen Streit. Dabei geht es von 
schwedischer Seite um die Verhaftung des Buchhändlers Gui Minhai in Hongkong, der über einen 
schwedischen Pass verfügt. Die chinesische Seite wiederum kritisiert die Behandlung einiger chinesi-
scher Touristen in Schweden, womit die Behörden gegen die Menschenrechte verstoßen hätten. Der 
Vorwurf mündete sogar in einer Reisewarnung, die im Dezember von Beijing erneuert wurde. Die 
schwedischen Medien berichten aktuell sehr intensiv über eine wachsende chinesische Einflussnahme 
auf Schweden. 

Chinas offizielle Pläne für eine militärisch-zivile Integration werfen Fragen auf, ob auch die Satelliten-
station in Schweden zu Spionage- und Überwachungszwecken dient. Die Station war 2016 vom soge-
nannten Institute of Remote Sensing and Digital Earth (RADI), einer Abteilung der Chinesischen Aka-
demie der Wissenschaften, aufgebaut worden. Zwar gibt es keine direkten Verbindungen zum Militär. 
Doch da die Grenzen zwischen dem chinesischen Militär und Zivilbereich fließend sind, ist die Sorge 
der schwedischen Seite vor Sicherheitsrisiken nachvollziehbar. 

https://www.focus.de/finanzen/news/welthandel-scholz-vereinbart-ausbau-der-finanzkooperation-mit-china_id_10200978.html
https://www.focus.de/finanzen/news/welthandel-scholz-vereinbart-ausbau-der-finanzkooperation-mit-china_id_10200978.html
https://www.theepochtimes.com/communist-china-moves-to-restrict-use-of-blockchain-technology_2764281.html
http://www.chinadaily.com.cn/a/201901/21/WS5c457e5ca3106c65c34e5a61.html
https://eng.yidaiyilu.gov.cn/qwyw/rdxw/77682.htm
http://www.xinhuanet.com/english/2019-01/17/c_137752237.htm
http://www.xinhuanet.com/english/2019-01/17/c_137752237.htm
https://scandasia.com/satellite-station-in-sweden-can-be-serving-chinese-military/
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2182851/chinese-embassy-sweden-hits-out-totally-irresponsible-security
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2182851/chinese-embassy-sweden-hits-out-totally-irresponsible-security
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IM PROFIL 

Huawei-Chef Ren Zhengfei: “Huawei hat nie Kundendaten weitergegeben” 

Unruhige Zeit für den 74jährigen. Nicht genug, dass seine Tochter und Finanzchefin Meng Wanzhou 
vor einigen Wochen in Kanada verhaftet und nur unter Kaution wieder auf freien Fuß gesetzt wurde. 
Hinzu kommen die nicht enden wollenden Spionagevorwürfe westlicher Geheimdienste, wonach der 
größte Netzwerkausrüster und drittgrößte Smartphone-Hersteller der Welt gezielt ausländische Unter-
nehmen ausspioniere. Und das genau in der entscheidenden Phase im Rennen um die 5G-Lizenzen. 
Da überrascht es nicht, dass der ehemalige Soldat und Ingenieur der Volksbefreiungsarmee vergan-
gene Woche sein Schweigen brach und erstmals seit knapp vier Jahren wieder Interviews gab. Ren 
Zhengfei, seit drei Jahrzehnten an der Spitze des von ihm gegründeten Imperiums, startete auf Emp-
fehlung seiner Mitarbeiter eine Medienkampagne. Innerhalb weniger Tage traf er Dutzenden Journalis-
ten aus dem In- und Ausland.  

Gegenüber ausländischen Journalisten betonte das langjährige KPC-Mitglied, das vor rund dreißig Jah-
ren Huawei gegründet hatte, am Hauptsitz von Huawei in Shenzhen: “Unabhängig von meinen Verbin-
dungen zur Kommunistischen Partei würde ich mich definitiv weigern, wenn Beijing unsere Kundenda-
ten einforderte.“ Gleichzeitig beteuerte er, dass Huawei noch nie Daten an Beijing weitergegeben habe. 
Zu seiner Tochter wollte er sich dagegen nicht weiter äußern. Nur so viel: Er vermisse sie und vertraue 
dem US-amerikanischen und kanadischen Rechtssystem. Zwei Tage später stand er chinesischen 
Journalisten Rede und Antwort. In seinem ersten Fernsehinterview überhaupt hob der 74jährige dann 
vergangenen Sonntag auf dem staatlichen Sender CCTV hervor, Huaweis Funk- und 5G-Lösungen 
könnten helfen, die Probleme vieler westlicher Länder zu lösen, insbesondere in wenig bevölkerten 
Gegenden. Der Westen „wäre dumm und würde Geld verlieren“, wenn er sich gegen Huawei-Produkte 
entscheide, so der Firmengründer.  

Ganz mag er an seine Worte wohl selbst nicht glauben. Wenige Tage zuvor hatte Ren in einer internen 
Email seine Mitarbeiter vor „bitteren Zeiten“ gewarnt, die angesichts des Gegenwindes im 5G-Geschäft 
bevorstünden. Konkret kündigte der Huawei-Chef Entlassungen an.   

 

___________________________________________________________________ 

© Mercator Institute for China Studies (MERICS) 

Dieser Newsletter fasst ausschließlich bereits veröffentlichte und frei zugängliche Medien und Nach-
richtenartikel zusammen. Er unterstützt weder die darin vertretenen Meinungen, noch erklärt er die dafür 
verwendeten Quellen und Materialien für (rechts)gültig. Die Verwendung der Links beruht auf der An-
nahme, dass diese im Einklang mit bestehenden Gesetzen und Regularien erstellt worden sind. Die 
angegebenen Quellen spiegeln lediglich eine Auswahl wider. Auf Anfrage teilen wir Ihnen gern alle wei-
teren Quellen unserer Meldungen mit. 

https://www.huawei.com/nz/about-huawei/executives/board-of-directors/ren-zhengfei
https://www.huawei.com/nz/about-huawei/executives/board-of-directors/ren-zhengfei
https://www.ft.com/content/aba92826-18db-11e9-9e64-d150b3105d21
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/diginomics/huawei-gruender-ren-zhengfei-weist-spionagevorwuerfe-zurueck-15990001.html
https://www.youtube.com/watch?v=TUqg4yrs-Po
https://www.scmp.com/tech/big-tech/article/2182995/huawei-founder-says-west-would-be-foolish-not-buy-its-5g-products-they
https://www.afr.com/news/world/caixin/huawei-founder-ren-zhengfei-warns-of-bitter-days-ahead-announces-layoffs-20190122-h1abzg
https://www.afr.com/news/world/caixin/huawei-founder-ren-zhengfei-warns-of-bitter-days-ahead-announces-layoffs-20190122-h1abzg
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